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ZUM JAHRESWECHSEL 


Wiederum stehen wir vor einer Jahreswende, Die 
V.S.K: 


diesem Anlasse den Mitarbeitern im 


Verwaltungeskommission des möchte nicht 


verfehlen, bei 


v.S.K. 


genossenschaften 


den Verbandsvereinen und Zweck 
Dank 
sprechen für ihre unentwegte Mithilfe und Unter- 


und in 


den aufrichtigen auszu- 
stützung im verflossenen Jahr. 

Das scheidende Jahr hat der schweizerischen 
Konsumgenossenschaftsbewegung Erireuliches 
Unerfreuliches gebracht. Erireuliches darin, dass es 
trotz den Widerwärtigkeiten der Zeit möglich war, 
den Umsatz des Verbandes und auch bei zahlreichen 
Verbandsgenossenschaften zu heben. Unerfreuliches 


darin, dass der Konsumgenossenschaftsbewegung 
durch das Verhalten der wirtschaftlichen Gegner und 
insbesondere auch durch behördliche Massnahmen 
Schwierigkeiten bereitet worden sind, die der freien 
Entwicklung unserer Genossenschaften hinderlich 
sind. Es ist bedauerlich, dass besonders in Kreisen, 
die mit der Wahrung der richtigen Volksinteressen 
betraut sind, nicht immer das nötige Verständnis vor- 
handen zu sein scheint für die uneigennützige Tätig- 
keit des Volks- 


ganzen. 


der Genossenschaften zum Nutzen 


Die Verbandsbehörden, unterstützt von den lo- 
kalen Genossenschaften, werden auch fürderhin alles 


daran setzen, um der schweizerischen Konsum- 


und | 


genossenschaftsbewegung die Entwicklungsfähigkeit 
und Entwicklungsfreiheit zu sichern. 

Wir sind gewiss, in dieser Aufgabe auf die ge- 
scklossene Mithilfe aller Gutgesinnten in den Kreisen 
unserer Genossenschafter zählen zu können. Im 
Glauben an die hohe Mission unserer Bewegung und 
im Vertrauen auf den Sieg des Guten, wird die Ver- 
waltungskommission, im Verein mit ihren Mitarbei- 
tern, auch lernerhin alles aufibieten, um unsere Orga- 
nisation auszubauen und zu entwickeln, damit sie in 
der Lage ist, den berechtigten Interessen der Ge- 
nossenschaftsmitglieder zu entsprechen. 

In der bestimmten Zuversicht, auf die freudige 
Mitarbeit und Unterstützung aller verantwortungs- 
bewussten Genossenschafter von nah und fern zählen 
zu können, entbieten wir ihnen allen die herzlichsten 


Glückwünsche zum bevorstehenden Jahreswechsel. 


Die Verwaltungskommission. 


Die Redaktion des 
„Schweiz. Konsum-Verein‘“ 


wünscht der gesamten Leser- und 
Mitarbeiterschaft, in Verbindung mit 
dem Danke für das im verflossenen 
Jahr bekundete Interesse, ein ge- 
segnetes Jahr. 
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1937. 


Ein Redner hat jüngst die heutige Welt mit einer 
Eiterbeule verglichen, die reif sei zum Aufstechen. 
Wer eine solche Feststellung am Ende eines Jahres 
macht, spricht ein hartes Urteil. Und in der Tat, 
die wenigsten Menschen werden Gram darüber emp- 
finden, dass das Jahr 1936 der Vergangenheit an- 
gehört. Ein ‚neues Blatt in der Geschichte der 
Menschheit ist jedoch jetzt wieder aufgeschlagen, 
ein Blatt, das noch unbeschrieben ist und gerade 
deshalb Anlass zu Hoffnungen gibt, die trotz der 
Bürde, die das alte dem neuen Jahr auflädt, doch 
von einiger, froher Zuversicht getragen sind. 


Der Rückblick auf 1936 wird vor allem über- 
schattet von der Entwicklung am politischen 
Horizont. Nicht nur der furchtbare Bruderkriegr in 
Spanien, von dem immer noch kein Ende zu sehen 
ist, auch die unseligen Rüstungen, dieser Wett- 
lauf, der einem Land nach dem andern den Atem zu 
nehmen droht, lassen vorausahnen, was Furchtbares 
im Schosse der nahen Zukunft liegt. Wirtschaftlich 
zeigen sich allenthalben Besserungs-, Aufschwungs- 
tendenzen. Sie geben Anlass zu Optimismus und 
bringen Mut und Initiative in so manche Industrie. 
Jedoch auch hier erheben sich bange Fragen: Kann 
und wird diese Neubelebung anhalten? Liegt hier 
etwa nicht sehr weitgehend eine Folgeerscheinung 
des Rüstungswettlaufs vor, der auch wieder die 
Wirtschaft animiert, die Sinne vernebelt, um nach- 
her ganze Völker von neuem in ein Chaos zu 
stürzen ? 

Trotz der Genugtuung, die auch wir in unserem 
lieben Schweizerland empfinden, dass es — vor allem 
infolge der Abwertung des Schweizerfrankens — in 
Industrie und Fremdenverkehr wieder besser geht, 
werden auch wir die Tatsachen zu sehen haben, 
wie sie sind. Es ist jetzt sicher nicht der Mo- 
ment, in Pessimismus zu machen. Aber die Schulden- 
berge von Bund, Kantonen, Gemeinden, die noch 
bestehende Notlage in vielen Wirtschaftszweigen, 
die an der Volksseele nagende Arbeitslosigkeit, 
sind eine Erbschaft, die das Jahr 1937 nur mit 
ganz ernsten Sorgen antreten wird. Dem Schweizer- 
volke sind in den vergangenen Jahren grosse Lasten 
auferlegt worden. Im Jahre 1937 werden sie be- 
stimmt nicht kleiner werden. 


Unser Land ist zu schwach, um in der Welt- 
wirtschaft und Weltpolitik einentscheidendes 
Wort mitreden zu können. Ob es will oder nicht, 
wird es mithineingerissen in den Strom, der die 
Menschheit mit fa$t unabänderlicher Schicksalhaftig- 
keit dorthin bringt, wo sie 1914 stand. 


Und doch, zu einem darf und soli auch unser 
Land nicht zu klein und zu schwach sein, zum 
Beweis dafür, dass es trotz Rüstungen, trotz inter- 
nationalem Hass und Streit möglich ist, ein Volk 
auf dem Boden der Demokratie, der persönlichen 
und geistigen Freiheit zu einem einigen Ganzen 
zusammenzuschliessen. 


Hierin lag bis jetzt die Stärke und Beispiel- 
haftigkeit der schweizerischen Eidgenossenschaft. 
Und darin liegt auch die nächste und dringendste 
Aufgabe unseres Landes. Mächtige haben schon 


versucht, an unseren Grenzpfählen zu rütteln. Ohne 
Erfolg. Alle ähnlichen Versuche werden scheitern, 
wenn das Schweizervolk als Ganzes sich mehr denn 
ie dessen bewusst ist und wird, dass es nur dann 
bestehen kann, wenn sich alle die Hände reichen. 


1937 wird für unser Land in mancher Hin- 
sicht eine starke Belastungsprobe bringen. Ent- 
scheidend wird sein, ob der Wille vorhanden 
ist, dem ganzen Volke, allen seinen Schichten 
und Ständen eine Ordnung zu schaffen, die allen 
einen möglichst gerechten, wenn durchschnittlich 
auch bescheidenen, Anteil am volkswirtschaftlichen 
Einkommen garantiert. Hiezu gehört in erster Linie 
die Beschaffung von Arbeit und Ver- 
dienst für die Tausende und Zehntausende noch 
arbeitsloser Volksgenossen. Um dies zu ermög- 
lichen, werden noch viele Opier nötig werden. Aber 
um das den Menschen wiederzugeben, was ihr 
Leben lebenswert und sinnvoll macht, können keine 
Opier gross genug sein. 


Im Gefolge der Abwertung befand sich eine 
vorher kaum geahnte Neubelebung libera- 
listischer Ideen. Und nicht wenige gibt es, 
die hier den Weg aus der wirtschaftlichen Erstar- 
rung sehen. Wohl eine Illusion. Die Zeit, in der wir 
leben, ist eine Zeit der Monopole und Trusts. Sie 
beherrschen auch ietzt noch das Wirtschaftsleben 
und werden die dem wirklichen Liberalismus eigene 
Freiheit der persönlichen Initiative und Arbeit nicht 
aufkommen lassen, sondern sie ihren Interessen in 
einem Masse dienstbar machen, dass der Schutz des 
Staates für die auf die Seite Gedrückten zu einer 
unumgänglichen Notwendigkeit wird. Wenn der 
Staat auf diese Weise eine wichtige Funktion zum 
Schutz vor dem Ueberborden der monopolistischen 
Trustgelüste auszuüben hat, so bedeutet das nicht, 
dass es nun ausgerechnet Aufgabe des Staates sein 
soll, selbst überall regelnd und hemmend einzu- 
greifen. Diese Aufgabe kann er Organisationen 
übertragen, die durch ihre Tätigkeit sich ausweisen, 
dass sie die Interessen der Allgemeinheit zu wahren 
imstande sind. 


Was auf der einen Seite die staatliche und rein 
korporative Wirtschait an Leerlauf und Verknö 
cherung, an einseitiger Interessenwahrung mit sich 
bringt und die rein individualistische Wirtschaft an 
Unterdrückung, Verarmung und Ausbeutung ver- 
ursacht, das vermeidet in geradezu klassischer 
Weise die Genossenschaftswirtschaft. Sie ist die 
Verkörperung eines Systems, das sowohl die Vor- 
teile des Individualismus wie. des Kollektivismus in 
sich vereinigt und deshalb wie kein anderes Wirt- 
sckaftssystem dazu berufen sein sollte, als Muster 
der zukünftigen wirtschaftlichen Organisation über- 
haupt zu dienen. 


Die Genossenschaften haben sich auf allen Ge- 
bieten des schweizerischen Wirtschaftslebens be- 
währt. Man denke an das Bank- und Versicherungs- 
wesen, an die Warenvermittlung mit den genossen- 
schaftlichen Organisationen des Handels und der 
Verbraucher, an die unzähligen landwirtschaftlichen 
Genossenschaftsorganisationen usw. Überall hat sich 
das genossenschaftliche Prinzip durchgesetzt. Das ist 
auch der Grund, dass sich die Genossenschaften 
nicht unter Bestimmungen ä la Warenhaus- 
beschluss stellen lassen wollen und für sich die 
Freiheit verlangen, aber eine Freiheit, von der 
sie mit Verstand und Würde Gebrauch machen. 

Was noch viel zu wenig anerkannt ist, ist die 
bewusst nationale Einstellung des Genos- 
senschaftswesens; und zwar national in dem Sinne, 
dass die Genossenschaftsbewegung freiwillig die 
Verpflichtung eingegangen ist, in erster Linie die 
Produkte der inländischen Arbeit zu 
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berücksichtigen, selbst auf Kosten der Rentabilität. 
Und gerade in diesem Punkte liegt ein Aktivum, das 
in einer so gefahrvollen Zeit wie der heutigen nicht 
unterschätzt werden darf. Nicht nur wegen der poli- 
tischen Auseinandersetzungen, sondern auch im 
Blick auf die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung, 
die unserm Land wohl die Blütezeit von einst kaum 
mehr bringen wird, wird in gleicher Weise wie für 
andere auch für uns die Notwendigkeit der Aus- 
nützung auch des hintersten Fleckchens Erde zur 
möglichst weitgehenden Sicherstellung der 
Landesversorgung notwendig machen. Die 
Schweiz wird an eine autarkische Wirtschaft nie 
denken können. Trotzdem wird sie sich im Interesse 
einer rationellen Versorgung des Landes mit Be- 
darfsgütern in Zukunft mehr nach dem zu richten 
haben, was der eigene Boden erzeugt. Die staatliche 
Zoll- und Kontingentierungspolitik hat es in der 
Hand, gerade nach dieser Richtung nicht nur grosse 
Werte zu erhalten, sondern auch neue zu schaffen, 
wobei sie gerade von genossenschaftlicher Seite aus- 
giebiger Unterstützung sicher sein darf. 


Diese Einstellung hebt das Genossenschafts- 
wesen aus der Vielfaltigkeit des Wirtschaftslebens 
heraus und verleiht ihm eine Position, die jedoch 
nur dann gehalten werden kann, wenn das Genossen- 
schaftswesen sich in allen Teilen auch auf die Dauer 
ihrer gewachsen zeigt. Hier beginnt die Sphäre, 
die über das rein Organisatorische hinaus ins Per- 
sönliche, Individuelle greift. 


Wahre Genossenschaft besteht nur dort, wo 
die für die Genossenschaft Verantwortlichen die 
ihnen anvertrauten Institutionen in der Weise be- 
nützen und verwalten, dass jederzeit ersichtlich ist, 
dass hier im Dienste der Mitglieder und nicht für 
den eigenen Vorteil gearbeitet wird. Die Genossen- 
schaft ist nicht Selbstzweck und darf es nie wer- 
den. Sie ist nur das Mittel, mit dem sich die Mit- 
glieder in gemeinsamer Selbsthilfe aus der wirt- 
schaftlichen Abhängigkeit lösen. Weder die ge- 
nossenschaftliche Institution als solche noch die 
Idee haben ein Recht auf Anerkennung. Dieses 
Recht erhalten sie erst durch die Verwirklichung 
der Idee, durch den durch die tatsächliche Tätig- 
keit erbrachten Beweis, dass sie dieser Anerken- 
nung würdig und ihrer Verantwortung gegenüber 
der Volksgesamtheit bewusst sind. 


Mehr wie jede andere Unternehmungsiorm ist 
deshalb die Genossenschaft auf Leistung einge- 
stellt. Und wenn sich die schweizerischen Genossen- 
schaften eines zum Leitgedanken für 1937 
machen müssen, so istesdieLeistungssteige- 
rung. In ausländischen Bewegungen hält man sich 
z.T. an einen Plan; so kennt man z.B. in der 
Tschechoslowakei einen genossenschaftlichen Drei- 
iahresplan. Die britische Genossenschaftsbewegung 
hat sich in einem Zehnjahresplan für jedes Jahr 
eanzbestimmteZiele gesteckt. Bis jetzt 
sind diese erreicht worden. Auch die Tschecho- 
slowakei weiss von Erfolgen zu berichten. Dies alles 
im Interesse der Leistungssteigerung. 
\Wenn auch wir in der Schweiz noch keinen Plan 
haben, so soll uns das nicht daran hindern, stets 
das Höchstmögliche zu leisten. 

In einer Zeit der Preissteigerungen wird es 
nicht noch besonders nötig sein, darauf hinzuweisen, 
dass diese Leistungen in der Versorgung der 
Bevölkerung mit möglichst preis- 


werten Waren bestehen. Die Anstrengungen 
sind dann als erfolgreich zu bezeichnen, wenn die 
resamte Konsumentenschaft die Überzeugung 
hat, dass die Genossenschaften es sind, die 
ihre Interessen in der richtigen Weise zu wahren 
imstande sind. 


Die Leistungssteigerung ist heute weitgehend 
eine Frage rationeller Betriebsgestal- 
tune. Der Hauptvorteil und der Vorsprung, den 
sich die Genossenschaften seit ihrer Entstehung ge- 
sichert haben, lag in der besseren, fortschrittlicheren 
und rationellen Betriebsorganisation (sparsamer 
Betrieb!), in der Gemeinsamkeit des Einkaufs 
(V.S.K.!), in der nationalen und internationalen Zu- 
sammenarbeit, in der Anwendung moderner Ver- 
kaufismethoden und einer Einstellung, die stets einen 
offenen Sinn für die Notwendigkeiten der Zeit be- 
wies. Solange diese Eigenschaften vorhanden sind, 
wird die Genossenschaftsbewegung von Erfolg zu 
Erfolg schreiten können. Wo sie sich mit dem Er- 
reichten zufrieden gibt, wo sie vergisst, dass auch 
für sie das Leben Kampf und Initiative be- 
deutet, wird sie zur Bedeutungslosigkeit herabsin- 
ken. Dieser Kampf und diese Initiative brauchen 
sich jedoch nicht in Auseinandersetzungen mit dem 
wirtschaftlichen Gegner zu erschöpfen, sondern sie 
erlangen erst dort ihren Sinn, wo es sich darum 
handelt, die Lebenshaltung der Bevölkerung zu ver- 
bessern und in derselben eine geistige Einstellung 
zu fördern, die über die alles Trennende das Ge- 
meinsame sieht. 

Dass es den Genossenschaften wirklich ernst 
ist um eine solche geistige Förderung, zeigt auch 
die Einführung der genossenschaftlichen 
Studienzirkel. Wenn diese in verschiedener 
Hinsicht auch von der Zentrale in Basel gefördert 
werden, so hängt der Erfolg derselben doch sehr 
weitgehend von den einzelnen Mitgliedern und 
deren persönlicher Initiative ab. In 
einer Genossenschaft, wo Leben ist, wo seitens 
der Behörden und der Verwaltung der Wille be- 
steht, genossenschaftliches Gedankengut zu ver- 
breiten und auch selbst in die Tat umzusetzen, wird 
die Gründung und Durchführung von Genossen- 
schaftszirkeln keinen unüberwindbaren Schwierig- 
keiten begeenen. In gewissem Sinne stellen die 
Zirkel so einen Gradmesser der Genos- 
senschaftlichkeit dar. 

Auf diese Weise leuchtet hier wie an allen 
Orten, wo von Genossenschaft die Rede ist, die alles 
überragende Tatsache hervor, dass die Genossen- 
schaftsbewegung eben eine Bewegung ist, und 
zwar eine Bewegung, deren Qualifikation vielleicht 
ınehr in der persönlich-geistigen, als in 
der materiellen Sphäre liegt. Denn auch das mate- 
rielle Glück, das äussere Wohlergehen, ist sehr weit- 
gehend eine Frage der inneren Einstellung. Reich- 
tum und unbeschränkte materielle Sorglosigkeit kann 
und wird deshalb auch das Genossenschaftswesen 
nicht versprechen. Was es iedoch erstrebt und wo- 
für es kämpft ist Gerechtigkeit. Und diese 
zu erreichen liegt nicht nur in der Macht der Or- 
ganisation, sondern ist begründet im unmittel- 
baren Verhältnis von Mensch zuMensch. — 
Wohl keine Genossenschaft wird von sich behaup- 
ten, schon die Spitze dieser Entwicklung erreicht zu 
haben. Betonen wir jedoch noch einmal: Ent- 
scheidendes ist geschehen, wenn der Wille 
hiezu vorhanden ist. Und in diesem Sinne ein herz- 
haftes Glückauf für 1937. 
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Verschiedene Tagesfragen. 


Scharfes Vorgehen gegen das Borgunwesen. 
Der Kreiswirtschaftsberater des Kreises Homburg 
(Deutschland) hat laut «Rundschau», Hamburg, im 
Einverständnis mit der massgebenden Stelle des Ein- 
zelhandels — vorerst für das Stadtgebiet Homburg 
— folgende Bestimmung erlassen: 


«Der Verkauf von Lebensmitteln 
ohne Barzahlung wird als unmora- 
lisch und wirtschaftsschädigend 
nicht gestattet. Es ist also künftig 
füralleLebensmittelsofortBarzah- 
lung zu verlangen. Soweit bisher schon 
Lebensmittel verkauft wurden, ohne dass Zahlung: 
erfolgte, ist der Stand der Schuld in jedem Einzel- 
falle festzuhalten und für den festgesetzten Betrag 
Deckung in Ratenzahlungen zu verlangen. Die 
Schulden für Lebensmittel müssen unbedingt ver- 
schwinden.» 


Der Kreiswirtschaftsberater knüpft an diese Be- 
stimmung noch folgende Ueberlegungen: 
«Nachdem auf dem Baumarkt bereits früher 
im Kreise Homburg eine Aktion unter dem Motto 
«Hebung der Zahlungsmoral» mit vollem Erfolg 
durchgeführt wurde, stellt obige Massnahme den 
Versuch dar, im Lebensmittelhandel ebenfalls er- 
kannte Misstände zu beseitigen. Es ist geplant, 
auch auf anderen Gebieten des Handels eine Bes- 
serung herbeizuführen durch Vermeidung 
von Abzahlungsgeschäften, die wirt- 
schaftlich nichtbedingtunddeshalb 
zu unterlassen sind. Eine dauernde 
Verbesserung seiner wirtschaft- 
lichen Verhältnisse wird letzten 
Endes nur der Volksgenosse haben, 
der systematisch spart, um mit sei- 
nen Ersparnissen dann zu kaufen. Er 
vermeidet so die schädliche Be- 
lastung seiner Zukunft und kauft zu- 
dem meistens billiger und besser.» 


* 


Aus der Rede eines Österreichischen Landes- 
hauptmanns. Anlässlich eines Kreisverbandstages 
der Konsumvereine im Burgenland hat laut «Freier 
Genossenschafter» Landeshauptmann Ing. Hans Syl- 
vester in seiner Rede u.a. folgendes ausgeführt: 

«Den Genossenschaften müssenfreie 
Entwicklung und freie Bahn gewähr- 
leistet werden, obwohl ich nicht leugne, dass 
heute manchmal zwangsweise Eingriffe in die Wirt- 
schaft notwendig sind. Allerdings dürfen sie nicht 
dem Nutzen eines Einzelnen oder einer Gruppe 
dienen, sondern der Allgemeinheit. Die Arbeit, 
die Sie als Genossenschafter leisten, 
gleichgültig ob im Burgenland oder in ganz Oester- 
reich, ist wertvoll für das ganze Volk. Sie 
finden dabei nicht nur das Verständnis Ihrer Mit- 
glieder und der Allgemeinheit, sondern auch jener 
Kreise, die berufen sind, für das Volk zu wirken. 
Es ist missbräuchlich sehr oft von der Front der 
Arbeiter und Bauern geredet worden. Der Bericht 
des Kreisverbandes der Konsumvereine im Burgen- 
lande beweist, dass hier im Burgenlande die Front 
der Arbeiter und Bauern bereits geschlossen ist. Es 
ist nicht die Front der Bajonette, nicht die der Ge- 
wehre. Die wollen wir auch nicht. Möge uns der 
Himmel davor bewahren, in einer Front von Ge- 
wehren und Baionetten kämpfen zu müssen. Unser 


Wunsch ist die Front der Werkzeuge, der Arbeit. 
Gegenüber der Front der Vernichtung, die Front des 
Aufbaues: das ist es, was wir alle wünschen. Nur 
in der gemeinsamen Front der Arbeit wird es mög- 
lich sein, diejenigen, die heute noch nicht in diese 
Front eingereiht werden konnten, die Arbeitslosen, 
wieder zu Brot und Arbeit zu bringen.» 


Der Tagung wohnten u.a. ferner bei: Der Lan- 
desstatthalter, der Pressereferent der Landesregie- 
rung sowie Vertreter der Landesleitung der Vater- 
ländischen Front, des Landesverbandes der land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften und der Arbeiter- 
kammer. 


Der Konkordia-Verband 
im Jahre 1935/36. 


Am 29. November fand in Zürich die General- 
versammlung des Verbandes der Genossenschaften 
Konkordia der Schweiz statt. Wie im Zentralorgan 
des Verbandes mitgeteilt wird, wurde im Geschäfts- 
jahr 1935/36 ein befriedigendes Ergebnis erzielt. Der 
Totalumsatz des Verbandes betrug rund Franken 
3,355,900.— gegenüber Fr. 3,263,700.— pro 1934/35; 
derselbe hat sich also vermehrt. Die Totalumsätze 
der Verbandsgenossenschaften (48 Genossenschaften 
mit 139 Verkaufsstellen) betrugen Fr. 6,722,800.—, 
und an Rückvergütungen wurden Fr. 420,700.— aus- 
bezahlt. 

Die Generalversammlung hat zugleich auch die 
Statuten revidiert. Diese bestimmen den Zweck 
des Verbandes der Genossenschaften Konkordia der 
Schweiz wie folgt: 

a! die Hebung und Förderung der Volkswohlfahrt in wirtschaft- 


licher und sittlicher Hinsicht durch Gründung, Ausbreitung 
und Zusammenschluss von Konsumgenossenschaften; 


b) die gemeinsamen Interessen der angeschlossenen Genossen- 
schaften mit vereinten Kräften und Mitteln wahrzunehmen 
und zu fördern; 


c) die Anleitung zu einer geordneten, den gesetzlichen Anforde- 
rungen entsprechenden Buchführung bei den angeschlosse- 
nen Genossenschaften; Vornahme von Revisionen und Prü- 
fung der Genossenschaftsführung; 


d) Erledigung von Rat und Auskünften in allen genossenschaft- 
lichen, kaufmännischen und betriebswirtschaftlichen An- 
gelegenheiten. 


Mitglieder des Verbandes können werden: 


a) im Handelsregister eingetragene Konsumgenossenschaften, 
welche auf Grund vom Verband genehmigter Statuten orga- 
nisiert, auf richtiger finanzieller Grundlage und nach den 
Grundsätzen christlicher Wirtschaftsmoral aufgebaut sind; 


b) Privatpersonen und Organisationen ohne Rücksicht auf ihre 
Rechtsiorm, welche geneigt sind, die in Art. 2 niedergelegten 
Ziele verwirklichen zu helfen. 

Die Betriebsmittel des Verbandes bestehen aus: 

a) dem Anteilscheinkapital; 

b) dem Verbandsvermögen; 


c) Darlehen, Obligationen und auf andere Weise beschafften 
Geldern. 


Anschliessend an die Statutenrevision fanden die 
Wahlenin die Verbandsbehörden statt. 
Vom Verwaltungsrat zurückgetreten sind die Herren 
Schönenberger, Jonschwil, Josef Riklin, 
St.Gallen, Othmar Wick, Rorschach. Die in den Aus- 
stand kommenden Herren Ernst Grenaud, Enney, 
und Albert Senn, Balgach, wurden wiedergewählt. 
In den aus neun Mitgliedern bestehenden Verwal- 
tungsrat wurde neu berufen Herr Konrad Müller, 
Winterthur. Die Wahl des Verbandspräsidenten, der 
nun im Nebenamte funktioniert, wurde dem Ver- 
waltungsrat übertragen. 
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Niedere Rückvereütung 
und niedere Preise. 


Trotzdem wir dieses Thema vor einiger Zeit in 
sehr ausführlicher Weise behandelten, ist es noch 
lange nicht erschöpft. Die Tatsache, dass in Woh- 
len, wo die Rückvergütung bekanntlich in kühnem 
Schwung auf 2% für Mitglieder (1% für Nichtmit- 
glieder) herabgesetzt worden ist, der Umsatz im 
vergangenen Betriebsjahr 1935/36 von 
149,000 auf 226,000 gestiegen ist, dürfte 
noch manche Vereine zu einer Überprüfung 
ihrer Rückvergütungspolitik veranlassen. 
Eine Umstellung in dieser Hinsicht könnte u. U. an 
verschiedenen Orten Wunder wirken. 

Niedere Rückvergütung und niedere Preise ist 
ein Problem, das z.B. in Schweden eine Lösung 
schon gefunden hat, in Grossbritannien, dem 
Mutterlande der Genossenschaften und der Rück- 
vergütung, jedoch noch im Mittelpunkt der Diskus- 
sion steht. Die Anhänger einer «aktiven Preis- 
politik» gewinnen jedoch auch hier stets an 
Boden. So hat gerade Prof. Hall, einer der reprä- 
sentativsten Autoritäten auf dem Gebiete der bri- 
tischen und internationalen Genossenschaftsbewe- 
gung, mit allem Nachdruck auf die Notwendigkeit 
einer zielbewussten Änderung in der «Politik der 
hohen Rückvergütungen» hingewiesen. Nun sind die 
hohen Rückvergütungen vor allem im Norden 
Grossbritanniens eine oft anzutreffende Erschei- 
nung, weshalb die Ausführungen Prof. Halls, der in 
Edinburgh sprach, hier auf besonders fruchtbaren 
Boden fallen mussten. 

Prof. Hall ist der Meinung, dass die Preispolitik 
in der Zukunft eine noch grössere Rolle spielen 
werde. Die Kundschaft werde mehr denn ie einen 


scharfen vergleichenden Maßstab an die Preise 
legen. 
«Sie — d.h. die zuhörenden genossenschaft- 


lichen Behördemitglieder — können die Rückvergü- 
tung nach Wunsch erhöhen, wenn Sie die Preise 
entsprechend ansetzen; in vielen Vereinen kümmert 
man sich nicht stark um Preise, die Hauptsache ist 
die Rückvergütung. Ich glaube, dass wir in Zukunft 
mehr mit dem Warenpreis uns beschäftigen und die 
Rückvergütung sich selber überlassen werden. Je 
enger sich unsere Verkaufspreise den Unkosten an- 
passen, desto niederer wird natürlich die Rück- 
vererütung sein.» 

Es gebe Leute, die behaupten, dass niedere 
Rückvergütung einen schädigenden Einfluss auf die 
Genossenschaftstreue der Mitglieder haben würde. 
Es lassen sich jedoch Beispiele aufführen, die 
zeigen, dass trotz der herabgesetzten 
Rückvergütung die Umsätze stark ge- 
stieren sind. 

Wenn hohe Rückvergütungen nur auf Grund 
hoher Preise möglich seien, so bedeute dies, dass 
die Ärmeren Mitglieder, die sozusagen von 
der Hand in den Mund leben müssen, bei der Ge- 
nossenschaft nicht kaufen können. Zweifellos leiste 
eine Genossenschaft bessere Dienste, die auch den 
ärmeren Mitgliedern durch eine aktive Preispolitik 
den Einkauf in der Genossenschaft ermöglicht. 

Was sind niedere Preise? Hierzu stellte Prof. 
Hall fest, dass die Preise noch nicht niedrig genug 
sind, wenn sie diejenigen der Konkurrenz über- 
steigen. Auch liege es nicht im genossenschaft- 
lichen Interesses, durch zu hohe Preise 
Schirmherr des Privathandels zu sein. 


Prof. Hall empfiehlt jedoch keinesfalls die 
Abschaffung der Rückvergütung. Wenn er als Ziel 
einer zehniährigen Anpassungspolitik eine Rück- 
vergütung von 7V/s—10 %/o setzt, so zeigt das zur 
Genüge, wie krass die Verhältnisse in dieser Be- 
ziehung in Schottland sind. 


Trotzdem bleibt die Forderung einer aktiven 
Preispolitik auch für die Schweizer Verhält- 
nisse, die im allgemeinen eine Rückvergütung von 
8% kennen, ein Postulat, dem mehr denn je ent- 
sprochen werden muss. Vorerst sorgen noch die 
Bestimmungen der Preiskontrollstelle für eine ge- 


wisse Tiefhaltung des allgemeinen Preis- 
niveaus. Sobald jedoch hier die Zügel gelockert 
werden und der natürliche Drang nach höheren 


Preisen einsetzt, wird es besondere Aufgabe der 
Konsumgenossenschaften sein, denbreiten Mas- 
sen, deren Einkommensverhältnisse stark ver- 
schlechtert worden sind, eine trotzdem gleich- und 
vollwertige Bedarfsdeckung zu garantieren. Trotz 
aller gesetzlichen Vorschriften und Strafandrohungen 
gibt es auf die Dauer doch nur eine sichere 
Garantie für eine preiswerte und qualitativ hervor- 
ragende Warenvermittlung: Der konsequente Bezug 
der Waren in einer Genossenschaft, die den festen 
Willen und die Fähigkeit besitzt, in der Preis- 
gestaltungführend zu sein. 


Zur Frage des Verkaufs von 
Fleischwaren in andern als 
Metzgereigeschäften. 


Zur Vervollständigung der diesbezüglichen Ausführungen in 
Nr. 50, 1936, des «S.K. V.» werden im folgenden aus dem Bericht 
in der «Metzger-Zeitung» über die Abgeordnetenversammlung 
des Metzgermeisterverbandes noch einige Voten, resp. Auszüge 
aus denselben zum Abdruck gebracht (Sperrungen von uns): 


Dr. Böppli: Grundsätzlich gehört die Wurst in die 
Metzgerei und nicht ins Warenhaus. Sie werden aber fest- 
stellen können, dass gerade in Warenhäusern peinliche Ord- 
nung herrscht. Wir müssen auch daran denken, dass wir an 
verschiedenen Orten immer noch den Strassen-Fleischverkauf 
haben. Wir können mit gutem Recht nicht sagen, Fleisch ge- 
höre nicht ins Warenhaus, wenn sogar in den Strassen 
BernsFleischoffenverkauft wird. Mancher Metzger, 
der in der Nähe eines Warenhauses oder einer Migros-Filiale 
sein Geschäft betreibt, hat mir erklärt, ihm schade diese Kon- 
kurrenz nichts. Wieder andere, die weit davon entfernt sind, 
klagen, sie seien geschädigt. Es kommt sehr darauf an, dass 
man eine gute Wurst macht. Ein grosser Teil der Bevölkerung 
sieht auch auf die Qualität. Wir müssen immer wieder die 
Fehler auch bei uns suchen. Mit Schimpfen allein wird nichts 
erreicht. Ein Gebiet für sich sind die Rabatte der Wiederver- 
käufer. Ich sehe keinen Ausweg, die Wiederverkäufer zu 
zwingen, auf die Rabatte zu verzichten. Ein allgemeines Verbot 
des Wiederverkaufes würde vor allem auch die Spezerei- 
händler treffen, die wie wir dem Mittelstand angehören. 
Viele kleine Metzger, die den Spezereiläden 
und Konsumläden liefern, wären geschädigt. 
Die Grossen, wie Migros, Konsumverein usw. würden einfach 
Metzgereien errichten. Dann hätten wir ihre Konkurrenz nicht 
nur bei den Wurstwaren, sondern auch beim Fleisch. Wir 
glauben sogar damit rechnen zu müssen, dass es Metzger- 
meister gäbe, die ihr Geschäft zu diesem Zwecke abtreten 
würden. Wir müssen auch bedenken, dass es ganze Gegenden 
gibt, wo keine Metzgereien bestehen und der Spezereihändler 
der einzige Vermittler von Wurstwaren ist. Es ist nicht nötig, 
dass wir uns solche Absatzwege verstopfen.... 


Wir mussten erkennen, dass wir es nicht in unserer Macht 
hätten, Rauchwaren aus dem Wiederverkäuferladen zu ver- 
drängen. Voraussetzung für unsern Grundsatz wäre also ge- 
nügend Metzgereien in der Nähe und rechte Kundenbedienung 
durch diese Metzgereien. Aber auch hier werden sich grösste 
Widerstände geltend machen. In Zürich wollte zum Beispiel 
der Schlachthofverwalter eine den Metzgern dienliche Lösung 
treffen, ungefähr im Rahmen unseres Beschlusses. Aus den 


Kreisen der Wiederverkäufer brach jedoch ein Sturm los, und 
der Vorschlag musste zurückgezogen werden. 


Käme unser 
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Luzerner Beschluss zur Annahme, so würden die grössern 
Wiederverkäufer sofort eigene Metzgereien einrichten und wir 
hätten den Teufel mit dem Belzebub ausgetrieben. Wir müssten 
auch durchsetzen können, dass alle Strassen-Fleischmärkte ver- 
schwinden oder in Markthallen verlegt werden, wodurch vielen 
Landmetzgern der Verdienst erschwert würde. 


Der Vorsitzende (Nationalrat E. Bürki): «Der Kon- 
sumverein hat mit dem Gewerbeverband ein Abkommen ge- 
troffen, wonach eine paritätische Kommission über iede Er- 
weiterung entscheidet. Diese Kommission hat das Gewerbe da 
und dort geschützt. Es wird behauptet, die Konsumvereine 
wollen das Abkommen kündigen. Wir ständen dann wieder 
am gleichen Ort wie vor vier Jahren. Da heisst es für uns 
auf der Hut sein. Es ist aber möglich, dass der Notstand des 
ganzen (Gewerbes oder einzelner (Gruppen doch anerkannt wird. 
In Voraussicht dieser Möglichkeit habe ich im Hauptvorstand 
die Anregung gemacht, die Zweigverbände sollen feststellen, 
was für Fleischwaren bei den einzelnen Wiederverkäufern ge- 
führt werden. Bis heute ist uns jedoch nur eine Mitteilung zu- 
gegangen. Wenn der Bundesbeschluss weiter in Kraft bleibt, 
können wir gestützt auf solche Unterlagen verlangen, dass die 
Warenkategorien nicht vermehrt werden dürfen. Ich bitte Sie, 
meiner Anregung Folge zu geben. Grundsätzlich stehe ich nach 
wie vor auf dem Boden, dass der Verkauf von Fleisch und 
Wurstwaren in den Metzgerladen gehört. Es ist aber ein Ding 
der Unmöglichkeit, dass wir den Wiederverkauf ganz aus- 
schalten können.» 


Utiger (Bern): «Die Warenhäuser sind für uns gefähr- 
licher. Die Konsumvereine werden heute nicht billiger liefern 
können als die Metzger.» 


Pilüger (Basel): «Ich kann Herrn Utiger nicht bei- 
pflichten, wenn er die Konsumvereine als weniger gefährliche 
Konkurrenten bezeichnet als die Warenhäuser. Wir haben in 
Basel andere Erfahrungen gemacht.» 


Haller (Olten): «Im Kleinbetriebe werden bei der Wurst- 
bereitung oft grosse Fehler gemacht in Bezug auf die Salzung 
und Würzung. Der Kleine kann auf diesem Gebiete leisten was 
der Grosse. Ich habe mein Geschäft in nächster Nähe eines 
Migros-Ladens, den ich nicht mehr missen möchte.» 


Bachmann (Wetzikon): «Für Milch und Butter werden 
in Spezereiläden keine Rabatte gewährt. Könnte dies nicht 
auch für Fleischwaren erreicht werden?» 


Utiger (Bern): «Ich gehe mit Herrn Pilüger einig, dass 
die Verhältnisse in Basel und Bern nicht dieselben sind. Es ist 
uns gelungen, mit den Konsumvereinen eine Verständigung zu 
erzielen.» 


Dr. Böppli: «Ich bin ewas erstaunt, dass sich bei der 
heutigen Aussprache keine Lieferanten an Wiederverkäufer 
zum Worte gemeldet haben. Was den Vorschlag von Herrn 
Utiger anbetrifft, zwischen den Warenhäusern und den Kon- 
sumvereinen einen Unterschied zu machen, so habe ich die 
Konsumvereine immer für ebenso gefährlich gehalten wie die 
Warenhäuser. Auch wenn sie gleiche Preise haben wie die 
Metzger, so geben sie doch Rabatte.» 


Volkswirtschaft 


Das Korporationenproblem. 


Über welche wirtschaftspolitische Frage wurde 
seit dem «Erneuerungsfrühling» am meisten ge- 
schrieben? Ohne Zögern kann man antworten: über 
das Problem der Korporationen. Eine Bibliographie, 
die wir eben zusammengestellt haben, ergibt, dass 
innerhalb drei Jahren — von Januar 1933 bis De- 
zember 1935 — rund 30 Broschüren und Bücher über 
dieses Gebiet in der Schweiz erschienen sind. Das 
kann man wohl als einen Rekord bezeichnen. Dabei 
können wir noch nicht einmal die Garantie über- 
nehmen, dass bei dieser Zählung alle einschlägigen 
Schriften erfasst worden sind. Würde man noch alle 
Bücher, die sich nur teilweise mit dieser Frage be- 
fassen, auch noch hinzuzählen, dann würde sich die 
genannte Zahl vermutlich verdoppeln. Entspricht 
dieser Menge nun auch die Qualität? Kann man 
sagen, dass heute das Korporationenproblem wirklich 
geklärt ist? 


Jede wissenschaftliche Untersuchung von For- 
mat wird einleitend feststellen, wie der Gegenstand 
aussieht, mit dem sie sich befassen will. Dazu gibt es 
ein altes Verfahren: Man stellt eine Definition auf, 
die alle Merkmale des untersuchten Gegenstandes 
enthalten muss. Die einfachste und heute wohl an- 
erkannteste Formulierung der Korporation lautet: 
«Eine Korporation ist eine vom Staat mit Öffentlich- 
rechtlichem Charakter versehene Arbeitsgemein- 
schaft von Arbeitgebern und Arbeitnehmern.» Nach 
diesem ersten Schritt folgte der zweite. Man sagte, 
es gibt verschiedene Arten von Korporationen, wobei 
Prof. Keller (St. Gallen) den fascistischen, den ka- 
tholischen und den mittelständischen Typ unter- 
schied — eine Einteilung, die bei anderen auf Wider- 
spruch stiess, von Prof. Böhler (Zürich) und Dr. P. 
de Quervain (Bern) verworfen wurde. Beide sagen, 
dass man nicht von «mittelständischen» Korpora- 
tionen sprechen könne, da die mittelständischen Be- 
strebungen nicht notwendig auf die Errichtung einer 
einheitlichen öÖffentlich-rechtlichen Kammer abzu- 
stellen brauchten. Bei ihren Vorschlägen sollen die 
Berufsverbände frei bleiben, ihre Selbständigkeit be- 
halten und nur gesetzgeberische Aufgaben für ihr 
Berufsgebiet vom Staate delegiert erhalten. Vor 
allem aber würde bei den mittelständischen Vor- 
schlägen die politische Gleichheit der Bürger vor 
dem Gesetz gewährleistet bleiben, was bei den Kor- 
porationen zumindest fraglich sei. Aus diesen beiden 
Gründen schlägt man vor, die mittelständischen Be- 
strebungen mit dem Kennzeichen «berufsständisch» 
zu belegen. Wir finden diesen Ausdruck nicht 
glücklich, weil er zu leicht mit der «ständischen 
Ordnung» eines Spann verwechselt werden und den 
Unterschied zwischen beiden nicht genügend hervor- 
treten lässt. Viel besser würde die Formulierung 
«berufsverbandlich» den Sachverhalt umschreiben, 
weil er anzeigt, dass hier das Verhältnis der Ver- 
bände untereinander und des Einzelnen innerhalb 
des Verbandes in Frage steht, die Freiheit der Be- 
rufsverbände gegenüber dem Staate bestehen blei- 
ben, die heutige Gewerbefreiheit durch die Ver- 
bandsfreiheit ersetzt werden soll. Doch mit welchem 
Namen man auch immer die mittelständlerischen 
Bestrebungen belegen will —- es ist und bleibt ein er- 
freuliches Ergebnis der bisherigen Diskussion, dass 
das von mittelständlerischen Kreisen angeregte Ver- 
bandsproblem nicht mehr mit den Korporationen ver- 
mengt wird. Beide Dinge sind voneinander wesens- 
verschieden und können daher nicht unter der 
gleichen Flagge segeln. 

Scheidet so das berufsverbandliche Problem 
aus der Untersuchung aus, so hat man sich nur noch 
mit dem fascistischen und katholischen Korpora- 
tionentyp zu befassen. Das berufsverbandliche Pro- 
blem ist durch die Abtrennung natürlich noch nicht 
gelöst; die in vielen Kreisen des Volkes gegen solche 
Vorschläge gehegten Bedenken sind damit nicht be- 
hoben. Doch ein Vorteil kann wohl nicht bestritten 
werden: Durch eine solche Trennung werden die 
Dinge vereinfacht, die Problemstellung wird klarer. 
Man kann sich leichter auf die wesentlichen Punkte 
konzentrieren, Freund und Feind einer berufs- 
verbandlichen Regelung erlangen erst damit die 
Möglichkeit, sich ein begründetes Urteil zu bilden 
und sich zu entscheiden. 

Sichtet man weiter die übrige Literatur über die 
eigentlichen Korporationstypen, dann gelangt man 
zu dem Urteil, dass die fascistischen Korporationen 
nicht nur kein schweizerisches Gewächs sind, son- 
dern auch hier keine Rolle spielen. Sie werden nur 
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von so kleinen Gruppen vertreten, stossen auf eine 
so einheitliche Ablehnung, dass man sie als ein für 
die Schweiz unwichtiges Problem ausscheiden kann. 
Auch hier kann solche theoretische Sauberkeit nur 
einen Gewinn bringen: Es wird so allen halb- oder 
ganzfascistischen Richtungen die Möglichkeit ge- 
nommen, sich im Schatten anderer Bewegungen zu 
bewegen und breit zu machen. 


Den eigentlichen Kern der schweizerischen Kor- 
porationenbewegung bilden die katholischen Orga- 
nisationen. Sie haben sich in den letzten drei Jahren 
geistig fast ganz auf die Korporationenidee umge- 
stellt, sie nicht nur zum Gegenstand ihrer Agitation, 
sondern auch zum Inhalt ihrer praktischen Politik 
gemacht. Die unter Leitung von Abbe Savoy im 
Kanton Freiburg gemachten praktischen Versuche 
bilden dafür den entsprechenden Beweis. Doch so 
sehr sich innerhalb der katholischen Bewegung die 
Korporationenidee durchgesetzt zu haben scheint, so 
wenig Anzeichen lassen sich auffinden, dass diese 
Idee auch in anderen Volksschichten Fuss gefasst 
habe. Für den grössten Teil der organisierten Ar- 
beiterschaft hat der Schweizerische Gewerkschafts- 
bund schon im Jahre 1933 seine ablehnende Stellung 
verkündet. Etwas später haben verschiedene Kreise, 
die der Industrie nahestehen, eingehend die Auffas- 
sung vertreten, dass weder die korporativen, noch 
die berufsverbandlichen Bestrebungen geeignet wä- 
ren, eine der heutigen grossbetrieblichen Wirtschaft 
entsprechende Organisationsform darzustellen. Vor 
allem wurde unterstrichen, dass die korporative Or- 
ganisation den unerlässlichen Bedingungen der 
Exportindustrie nicht gerecht werden könne, für die 
das Prinzip der Gewerbefreiheit entschieden vorzu- 
ziehen sei. In der letzten Zeit ist sogar eine ausge- 
sprochen neoliberalistische Bewegung entstanden, 
die nach der Abwertung ihre Agitation verstärkt und 
wohl auch ihre Schlagkraft etwas erhöht hat. Bei 
vorsichtiger Abwägung aller Faktoren wird man zu 
dem Urteil gelangen müssen, dass die neoliberale 
Bewegung die Ausbreitung der Korporationsidee auf 
nichtkatholische, bürgerliche Schichten sehr er- 
schweren und sie vielleicht sogar verhindern dürfte, 
zu einer allgemeinen schweizerischen Korporationen- 
bewegung zu werden. 


Dieser Eindruck wird nun noch durch die Tat- 
sache verstärkt, dass sich auch in evangelischen 
Kreisen ein Widerstand gegen die katholische Kor- 
porationenidee geltend macht. Das kommt deutlich 
in einem jetzt erschienenen Buch von Paul de Quer- 
vain über das «Korporationenproblem» (Berner wirt- 
schaftswissenschaftliche Abhandlungen, Heft 18) zum 
Ausdruck. Der Mittelpunkt dieser Arbeit bildet Dar- 
stellung und Kritik der katholischen Korporationen- 
idee, wie sie von Prof. Lorenz vertreten wird. Der 
katholischen Idee von der ständischen Gliederung 
des Volkes und der Wirtschaft wird die evangelische 
Idee der Gleichheit aller Menschen vor Gott, der 
Gerechtigkeit auch im Wirtschaftsleben, gegenüber- 
gestellt. Das praktische Resultat dieser evangeli- 
schen Kritik lässt sich in zwei Tatsachen zusammen- 
fassen. Es wird gesagt, dass die Einführung der 
Korporationen notwendig zu einem Ständestaat füh- 
ren müsse, der die vorhandene wirtschaftliche Un- 
gleichheit nicht nur weiter bestehen liesse, sondern 
auch noch die politische Gleichheit der Bürger vor 
dem Gesetz beseitigen würde. Damit aber wäre der 
Kerngedanke der Demokratie verletzt, so dass ein 
katholischer Ständestaat das Ende der schweizeri- 
schen Demokratie darstellen würde. Protestantische 


und demokratische Gedanken also sind es, die Dr. de 
Quervain zur Ablehnung des katholischen Korpora- 
tivismus kommen lassen. Würde dieses Buch in den 
Kreisen der evangelischen Lehrer und Pfarrer ein 
Echo finden, es könnte sein, dass dies für die Aus- 
breitung der Korporationenidee weitgehende Folgen 
haben würde. 

Überblickt man so die mehrjährige Diskussion 
über die Korporationen, so wird man als objektiver 
Beobachter zu dem Schluss gedrängt: Nur in einem 
Teil des Volkes hat sich die Idee durchgesetzt, dar- 
über hinaus aber scheint sie nicht zu kommen, da 
sich bei der bisher neutralen und zu gewinnenden 
Schicht zunehmender Widerstand geltend macht. 
Über die Stärke dieses Widerstandes kann allerdings 
nur die Zukunft entscheiden. 

Dr. Schw. 


Arbeitsbeschaffungsinitiative. 

Seitens der sozialdemokratischen 
folgende Initiative lanciert: 

«Die unterzeichneten stimmberechtigten Schwei- 
zerbürger stellen hiermit gemäss Art. 121 der Bun- 
desverfassung und gemäss dem Bundesgesetz vom 
27. Januar 1892 über das Verfahren bei Volksbegeh- 
ren und Abstimmungen betreffend Revision der Bun- 
desverfassung folgendes Begehren: 

Der Bundesverfassung wird folgender Artikel 
beigefügt: Mit dem Ziele, die nationale Wirtschaft 
zu beleben, die Krise in Industrie, Landwirtschaft 
und Gewerbe zu bekämpfen und die Arbeitslosigkeit 
zu überwinden, werden nachstehende Massnahmen 
getroffen: 


1. Der Bund stellt ein nationales Arbeits- 
beschaffungsprogrammauf, das Arbeiten 
des Bundes und die Subventionierung von kanto- 
nalen, kommunalen und privaten Arbeiten umfasst. 
Dieses Programm ist innert drei Jahren durch- 
zuführen. 


2. Der Bund stellt für die Finanzierung dieses 
Arbeitsbeschaffungsprogramms 300 Millionen 
Franken zur Verfügung. Er kann dafür den Ab- 
wertungsgewinn der Nationalbank, wie er sich durch 
den Bundesratsbeschluss vom 27. September 1936 
betreffend Währungsmassnahmen ergeben hat, in 
Anspruch nehmen. 


3. Die Bundesversammlung erlässt nach An- 
nahme dieses Verfassungsartikels ohne Verzug die 
erforderlichen Vorschriften für dessen Durchfüh- 
rung. 


4. Der Bundesrat ist ermächtigt, zur Vollendung 
von im Programm vorgesehenen Arbeiten, die in 
Zitfer 1 vorgeschriebene Frist um höchstens zwei 
Jahre zu verlängern.» 


Kurze Nachrichten 


Die S.B.B. im Monat November. Das Ergebnis im zweiten 
Monat nach der Abwertung ergab einen Betriebsüberschuss 
von Fr. 6,534,000.—, somit annähernd eine halbe Million mehr 
als im Monat November 1935. Die Betriebseinnahmen ergaben 
Fr. 23,588,000.— oder Fr. 871,490.— = 3,6% weniger als im 
November des Voriahres. Vom Januar bis November ergibt 
sich ein Rückgang von rund Fr. 26,103,000.—. — Die Betriebs- 
ausgaben betrugen Fr. 17,054,000.—, dieselben konnten um 
Fr. 1,330,000.— vermindert werden, was in erster Linie auf 
den Personalrückgang, 1084 Mann, zurückzuführen ist. Vom 
Januar bis November erreichen die Minderausgaben Franken 
15,123,000.—. — Für den gleichen Zeitraum beträgt der Be- 
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triebsüberschuss Fr. 67,004,000.— = Fr. 10,980,000.— weniger 
als in der gleichen Zeit des Vorjahres. 
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Ansa meldet Konkurs an. Der Schweizerische Ansa-Ver- 
band (Arbeits-Notgemeinschaft für Siedlungen und Auswande- 
rung), mit Sitz in St. Gallen, sah sich gezwungen, den Konkurs 
anzumelden. 


P.T.T. im November. Die Post hatte rund 11,2 (1935 11,3) 
Millionen Franken Betriebseinnahmen und 9,8 (1935 10) Mil- 
lionen Franken Betriebsausgaben. Von Januar bis November 
ergibt sich ein Reingewinn von rund 8,8 Millionen Franken. 
Bei der Telegraphen- und Telephonverwaltung ergibt der vor- 
läufige Abschluss 8,4 (1935 8) Millionen Franken Betriebsein- 
nahmen und 3,5 (1935 3,7) Millionen Franken Betriebsausgaben. 
Für die Zeit von Januar bis November verbleibt ein Rein- 
gewinn von rund 3,6 Millionen Franken. Personalbestand Ende 
November: Post 15,948 (1935 16,124), Abnahme 176; Telegraph 
und Telephon 4729 (1935 4902), Abnahme 173. 


Die Rüstungsinitiative zustande gekommen. Die von der 
Europaunion eingeleitete Volksinitiative, die die Bundeskon- 
trolle über die private Rüstungsindustrie und den gesamten 
Kriegsmaterialhandel im Gebiete der Schweiz und zwischen 
der Schweiz und dem Auslande verlangt, ist zustande ge- 


kommen. 
. Konkurse und Nachlassverträge. Im Zeitraum Januar bis 
November 1936 wurden 1416 (Voriahr 1329) Konkurs- 


eröffnungen und 392 (368) Nachlassverträge im 
Handelsregister eingetragener Firmen festgestellt. 


Neue Konzentration im grosskapitalistischen Kleinhandei? 
Die grossen Warenhäuser, Rheinbrücke, Brann, Nordmann, 
Maus, usw., haben sich, wie der Fachpresse zu entnehmen 
ist, zu einem Grosseinkaufskonzern zusammengeschlossen. Zu 
diesem Konzern soll nunmehr auch das Filialgeschäft 
Denner & Cie., Zürich, gehören. 


Die Dividendenstatistik für das Jahr 1935 erfasst 3065 
(Voriahr 3073) Aktiengesellschaften, deren einbezahltes 
Aktienkapital im Jahresmittel 6282 (6589) Millionen Franken 
betrug. Aus den den Aktionären ausgerichteten 213 (242) Mil- 
lionen Franken errechnet sich eine durchschnittliche Dividende 
von 3,39% (3,67%). 


Die Kleinhandelsumsätze lagen im November 1936 2,3% 
(pro Verkaufstag 5,9%) über denen vom November des Vor- 
jahres. In der Nahrungs- und Genussmittelgruppe wurde, auf 
den Verkaufstag berechnet, der letztiährige Novemberumsatz 
um 39% und für Bekleidungsartikel und Textilwaren um 
5,3% übertroffen. 


Bautätigkeit. Im November 1936 wurden in 28 Städten ins- 
gesamt 149 Neubauwohnungen erstellt, gegenüber 249 im No- 
vember des Vorjahres. Die Zahl der baubewilligten Woh- 
nungen (342) übertrifft sowohl die entsprechende Voriahres- 
zahl (238) als auch dieienige im Monatsdurchschnitt Januar 
bis Oktober dieses Jahres (249). 


Handschriftliche Offerten. 


Bei Personalangeboten wird heute oft Hand- 
schrift oder Handschriftprobe zum Bewerbungsbrief 
verlangt, um damit eine graphologische Beurteilung 
des Bewerbers zu ermöglichen. Trotz der Alltäg- 
lichkeit dieser Erscheinung ist die Einstellung des 
Kaufmanns zur Handschriftenbeurteilung in sehr 
vielen Fällen unsachlich und unklar. Es mag damit 
zusammenhängen, dass der Kaufmann wenig Muße 
und Lust findet, sich mit dem Wesen der Grapho- 
logie zu befassen, und so scheint es begreiflich, wenn 
wir die verschiedensten Vorurteile antreffen, von 
salopper Verachtung bis zu abergläubischer Ehr- 
furcht. 

Auf die theoretische Begründung, d.h. auf den 
physiologischen und psychologischen Unterbau der 
Graphologie können wir hier nicht näher eintreten. 
Wir müssen uns mit der Erwähnung der Tatsache 
begnügen, die durch die Erfahrung immer wieder be- 
stätigt wird, dass die Handschrift in erster Linie 
Aufschluss gibt über den Charakter, das Wesen 
des Urhebers (also über Temperament, Gefühls-, 
Willens- und Triebveranlagung, Energie, Ausdauer, 
Empfindlichkeit usw.), erst in zweiter Linie über 
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seine Intelligenz, über Auffassen und Denken 
(z.B. dass der Verstand vorwiegend kritisch oder 
unvoreingenommen oder begrifflich gerichtet sei), 
während Ausserungen über Wissen, 
Können und Leistungen nur sehr spär- 
lich möglich sind. Demzufolge lassen sich 
Fragen nach der Leistungsfähigkeit (etwa ob N.N. 
den Anforderungen als selbständiger Buchhalter 
oder Korrespondent gewachsen sei) auf Grund der 
Handschrift allein nur in seltenen Fällen endgültig 
entscheiden, nämlich nur dann, wenn Intellekt oder 
Charakter die Erfüllung der gestellten Arbeitsanfor- 
derungen ausschliessen. Wohl lassen die Angaben 
über Charakter und Intelligenz einige Schlussfolge- 
rungen in Richtung der Leistungsfähigkeit zu; die 
Berufstüchtigkeit, soweit sie sich in der Beherr- 
schung der verschiedenen Fertigkeiten ausdrückt, 
ist jedoch aus der Handschrift nicht zu ersehen. 


Die Eigenart, den Charakter eines Schreibers 
weitgehend blosszulegen und auch in die tieferen 
Schichten der Persönlichkeitsstruktur vorzudrin- 
gen, darin liegt das Wertvolle der Graphologie; in 
ihrer Unvollkommenheit in der Erfassung intellek- 
tueller Veranlagung und in der Unzulänglichkeit 
der Beurteilung der Leistungsfähigkeit die Grenze 
ihrer Bedeutung für die Personalauslese. 


Vergleichen wir damit, was uns die übrigen Unter- 
lagen einer schriftlichen Bewerbung (Bewerbungs- 
schreiben, Lebenslauf, Zeugnisse, Lichtbild) an An- 
gaben und Hinweisen zu bieten vermögen, so erhellt, 
dass eine Handschriftenbeurteilung eine äusserst 
wertvolle Ergänzung darstellt, die sehr wich- 
tige Anhaltspunkte liefern kann, wie wir sie auf 
andere Weise nicht gewinnen können, dass sie aber 
doch nur Ergänzung ist, und als solche die sonst 
wichtigen Erwägungen nicht verdrän- 
gen darf. 

Aus: «Der Organisator», Monatsschrift, Zürich. 


Kleine, aber leicht vermeidbare Fehlerquellen! 


Der nachstehende Vorfall soll kein Märchen sein. Ich glaube 
es gerne. Ich hatte einmal auch einen Chef, der zuerst die Briefe 
unterschrieb und sie erst nachher las. Tut man beide Dinge: 
unterschreiben und lesen, so scheint die Reihenfolge belanglos 
zu sein. Aber wer garantiert, dass beides geschieht? Etwas Un- 
vorhergesehenes kann sich zwischen die zwei Teilhandlungen 
einschieben, und der Schaden ist da! Das musste auch der 
Seniorchef einer ausländischen Firma erfahren, der iust eine 
Feilenbestellung unterschrieben hatte, als er plötzlich in den 
Betrieb gebeten wurde. An einer wichtigen Maschine war 
nämlich eine Störung eingetreten. Eine Viertelstunde später 
kehrte der Chef in sein Büro zurück, hielt den unterschriebe- 
nen Brief für erledigt und wandte seine Aufmerksamkeit dem 
folgenden Dokument der Unterschriftenmappe zu. Wenige 
Wochen später grosses Erstaunen, weil nicht 100, sondern 
6000 Feilen eingetroffen waren. Das Bürofräulein hatte statt 
«100 Stück» geschrieben «100 Schock (6000 Stück) Feilen». 
Fin Fehler hatte offiziell die Sanktion durch den Chef ge- 
funden! Lesen, was man unterschreibt! Das ist eine Binsen- 
wahrheit. Aber sie scheint nicht zu genügen. Die Parole muss 
vielmehr lauten: «Lesen bevor man unterschreibt!» So neben- 
sächlich die Reihenfolge scheint, sie ist nicht nebensächlich! 

«Schweiz Arbeitgeber-Zeitung.» 


Rechtswesen und Gesetzgebung 


Grenzen der Pflicht des Dienstherrn 
zur Vorkehr von Schutzmassnahmen gegen Betriebsgefahren. 


Der diese Verpflichtung aufstellende Art. 339 des 
Obligationenrechts passt in erster Linie für die Arbeit 
in geschlossenen Räumen und auf Werkplätzen, d.h. 
wenn eine Überwachung des Dienstnehmers durch 
den Dienstherrn möglich ist. Die Bestimmung kann 
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aber nicht herangezogen werden, um den Dienst- 
herrn z.B. für die Folgen von unüberlegtem, Gefahr 
bringendem Handeln ihrer Ausläufer während ihrer 
Ausgänge, wo sie jeder Aufsicht entzogen sind, haft- 
bar zu machen. So hat das Bundesgericht die Ver- 
antwortlichkeit eines Bäckermeisters dafür, dass 
sein Ausläufer auf seinem Rad mit einem Auto zu- 
sammenstiess und sich erheblich verletzte, verneint. 
Ursache des Unfalls war neben der übersetzten Ge- 
schwindigkeit des 17jährigen Ausläufers der Um- 
stand, dass er sich den leeren Lieferungskorb über 
den Kopf gestülpt hatte, wodurch sein Blickfeld ein- 
geengt wurde. 
Bundesgericht 23. VI. 1936. Publiziert «Die Praxis 
des Bundesgerichts», Bd. 25 (1936), Heft 8/9, S. 345, 
Nr. 146, und «Entscheide des Bundesgerichts aus dem 
Jahre 1936. Amtliche Sammlung», Bd. 62, Il. Teil, 
S. 156. 
Siehe in diesem Zusammenhang auch den Entscheid 
des Tessiner Appellationshofes vom 3. VI. 36, «Re- 
pertorio di Giurisprudenza Patria»- Bd. 69 (1936), 
Heft 10, S. 453, wo dargetan wird, dass der Art. 339 
vom Dienstherrn nur diejenigen Sicherheitsmass- 
nahmen verlangt, die man in Hinsicht auf die Art 
des Dienstverhältnisses und die Natur der Verrich- 
tungen billigerweise von ihm erwarten kann. 
Mitgeteilt in: «Die Volkswirtschaft». 


Versammlungen der Kreise I und Il. 


Im Anschluss an die kürzlich erfolgte Publikation 
der von den Kreisen I und II gefassten Resolution 
betr. Coldrerio (s. «Schweiz. Konsum-Verein» No. 49, 
1936) sei — leider etwas verspätet — im folgenden 
der Verlauf der Versammlungen kurz resümiert. 


Kreisl. 

Die Delegierten des Kreises I versammelten sich 
in Bulle, wo der Ortsverein sein 25jähriges Bestehen 
feiern konnte. Im ganzen wohnten der Versammlung 
über 110 Personen bei. Der Präsidialbericht, erstattet 
von Herrn Tannaz, weist auf die Verletzung der 
Bundesverfassung durch den Entscheid betr. Col- 
drerio hin, sowie auch auf verschiedene merkwürdige 
Entscheide der Paritätischen Kommission. Als sehr 
nützlich wird die Tätigkeit der genossenschaftlichen 
Studienzirkel anerkannt. Auch im Kreis I wurde die 
Propaganda für den Co-op-Kaffee in grosszügiger 
Weise organisiert. — Im Bericht der Kontrollstelle 
wird u.a. auf die hie und da noch bedeutenden Kredit- 
verkäufe hingewiesen. Der Kreisvorstand wird in 
elobo für die Jahre 1937 und 1938 wiedergewählt. 

Die Traktanden des Verbandes behandelte Herr 
Maire, Vizepräsident der Verwaltungskommission 
des V.S.K. 


Kreisll. 


Der Versammlung in Sonceboz wohnten 90 Per- 
sonen bei. Der sehr ausführliche Bericht des Präsi- 
denten, Herrn Perret, behandelte u.a. die Tätig- 
keit und Entwicklung der genossenschaftlichen Stu- 
dienzirkel, die Organisation einer gross aufgezoge- 
nen Propaganda zugunsten des Co-op-Kaffees sowie 
ein Programm zuhanden der Vereine, die zu einer 
energischen Verteidigung der genossenschaftlichen 
Sache aufgefordert werden. 

Die Kommission für Landesprodukte hat die Er- 
richtung eines Lagerhauses und von Garagen in Biel 
sehr begrüsst. 


In der Diskussion wird gewünscht, dass 
die Verbandsvertreter, die Revisionen zeitlich so 
festlegen, dass die entsprechenden Berichte, went 
sie erscheinen, nicht an Aktualität verlieren. 


Eymann, La Chaux-de-Fonds, spricht sich 
zugunsten der Reduktion zu hoher Rück vergütungs- 
sätze aus. 


An Stelle des ausgeschiedenen A. Falbriard wird 
J. Nussbaumer, St-Ursanne, als Mitglied des Kreis- 
vorstandes, gewählt. 


Ueber die Traktanden des Verbandes referiert 
mit gewohnter Klarheit Herr Maire, Vizepräsident 
der Verwaltungskommission des V.S.K. 


In der Diskussion gibt der Entscheid des 
Bundesrates im Fall Coldrerio zu einer ausgiebigen 
Diskussion Anlass. 


Eymann kann sich mit der Aufrechterhaltung 
der Handels- und Gewerbefreiheit nicht befreunden;' 
was man verlangen solle, sei die Anerkennung der 
Autonomie der Genossenschaftsbewegung. Ein wei- 
terer Votant wünschte die Prüfung der Frage, ob 
der Fall Coldrerio nicht einer höheren Instanz unter- 
breitet werden könnte. Weiter wurde — bei Wahlen 
in das Bundesparlament — zugunsten der Aufstellung 
von Listen mit absolut genossenschaftsfreundlichen 
Kandidaten votiert. 


Bildungs- und Propagandawesen 


Die Woche der Genossenschaftlichen Studienzirkel. 


Das Herannahen der Festtage und die Festtage selbst 
bringen in die Tätigkeit der bestehenden sowohl als in die 
Bemühungen um die Gründung neuer Studienzirkel eine ge- 
wisse Unterbrechung. Aus den Berichten in den Lokalauflagen 
des französischen Genossenschaftlichen Volksblattes «La Coo- 
peration» ist ersichtlich, dass man in der welschen Schweiz 
nun überall mitten in der Arbeit ist und mit Begeisterung die 
vielen Fragen diskutiert, die in den zwei zur Verfügung 
stehenden Programmen aufgeworfen werden. 


In der deutschen Schweiz hat Winterthur, das regelmässig 
über den Fortgang der Studienarbeit berichtet, ebenfalls 
bereits vier Diskussionsabende hinter sich. In der vierten 
Sitzung, die am 11. Dezember stattfand, wurde der grosse 
Fragenkomplex der Rückvergütung in Angriff genommen, 
aber noch nicht zu Ende geführt. Ueber die Fortschritte bei 
den übrigen Zirkeln, die ihre Tätigkeit bereits aufgenommen 
haben, fehlen uns zur Zeit Nachrichten. 

Am 18. Dezember wurde, wie wir schon in unserem 
letzten Bericht kurz antönten, die Zirkeltätigkeit in Aarau 
aufgenommen. Auf den Aufruf im «Genossenschaftlichen Volks- 
blatt» hatten sich insgesamt 30 Personen angemeldet, und 
davon wohnten 24 der Konstituierung bei. Es wurde die Bil- 
dung von zwei Zirkeln beschlossen, von denen der eine durch 
den Organisator der Zirkelbewegung auf dem Platze Aarau, 
Herrn Otto Frei, der andere durch den Verwalter des Konsum- 
vereins, Herrn W. Kieser, geleitet werden soll. Der Verlauf 
der Gründungsversammlung lässt darauf schliessen, dass den 
beiden Zirkeln eine fruchtbare Tätigkeit beschieden sein wird. 


Die vorbereitende Arbeit für die Gründung Genossen- 
schaftlicher Studienzirkel unter dem Personal des V.S.K. in 
Basel und Pratteln ist nun so weit gediehen, dass vom 28. bis 
30. Dezember, also zwischen Weihnachten und Neuiahr, die 
Versammlungen für die Gründung von 5 Zirkeln mit insge- 
samt 82 Teilnehmern in Basel und einem Zirkel mit 11 Teil- 
„ehmern in Pratteln stattfanden. Damit rückt die Aufnahme 
der eigentlichen Diskussionsabende in der Zeit kurz nach 
Neuiahr schon merklich nahe. 

In den ersten Tagen des neuen Jahres will auch St. Gallen 
einen Genossenschaftlichen Studienzirkel ins Leben rufen. 
Ueberhaupt darf angenommen werden, dass an verschiedenen 
Orten die Bemühungen, die wegen der Festtage unterbrochen 
oder überhaupt nicht aufgenommen wurden, in verstärktem 
Masse in Fluss geraten. Insofern das vorgesehene Programm 
noch einigermassen bewältigt werden soll, ist nun allerdings 
Eile vonnöten. 

Unseren Aufruf veröffentlicht neu Wald (Zch.). Hoffen wir, 
dass auch dort etwas zustandekommt! 
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Bewegung des Auslandes 


(Mitteilungen des 1. G.B.) 


Dänemark. Genossenschaftliche Saatgutver- 
mittlung. Nach einer neulichen Schätzung beliefern die 
genossenschaftlichen Organisationen rund 90,000 Landwirte mit 
Saatgut. Die Entwicklung dieses Geschäfts ist der gemein- 
samen Tätigkeit der Konsum- und landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaften zu verdanken. Die Samenzucht und das Export- 
geschäft werden von der Saatgutvermittlungsstelle der däni- 
schen Landwirte betrieben, die Einfuhr und der Absatz hin- 
gegen obliegen der Grosseinkaufszentrale F.D.B., den ihr an- 
geschlossenen Konsumvereinen und den lokalen Farmer- 
vereinen, B 


Grossbritannien. Der Umsatz der schottischen 
C.W.S. übersteigt 20 Millionen Pfd. St: Neue 
Geschäftsentwicklung. Der bisher in diesem Jahre 
von der schottischen Grosseinkaufsgesellschaft (S.C.W.S.) er- 
zielte Umsatz stellt sich auf über 20 Millionen Pid. St, was 
einer Steigerung im Vergleich mit dem Jahre 1933 um über 
4 Millionen Pid. St. entspricht. Die Zentrale hat in Glasgow 
die erste einer Reihe von Apotheken errichtet; eine zweite 
wird Mitte Dezember eröffnet werden. In diesen Läden wer- 
den unter der Aufsicht attestierter Apotheker Arzneien nach 
Vorschriften privater Aerzte und der nationalen und öffent- 
lichen Krankenversicherung ausgegeben werden, ferner chirur- 
gische Instrumente in grosser Auswahl und Toilettenartikel. 
Genossenschafter, die in diesen Läden einkaufen, haben An- 
spruch auf die Rückvergütung; diese wird ihnen von ihrer 
eigenen Genossenschaft ausbezahlt. 

Die vor zwei Jahren in Falkland eröffnete Linoleumfabrik 
der S.C.W.S. hat sich derart gut entwickelt, dass die Ge- 
schäftsführung die Erweiterung der Fabrik vorgeschlagen hat, 
um die ständig wachsende Nachfrage nach den Erzeugnissen 
der Fabrik zu befriedigen. Gegenwärtig beträgt die wöchent- 
liche Erzeugung von Linoleum 50,000 m und anderer Arten von 
Fussbodenbelag 40,000 m. Diese Erzeugnisse werden nach 
Grossbritannien, dem Festlande, Finnland, Schweden und Au- 
stralien versandt, und es bestehen Aussichten, dass in aller 
Bälde auch erhebliche Geschäfte mit Kanada getätigt werden. 
Die Fabrik ist auf der Liste als Lieferant des Marine-, Kriegs- 
und Innenministeriums; gegenwärtig erledigt sie grosse Auf- 
träge von zwei Eisenbahngesellschaften. 


Italien. Die Rolle der Genossenschaften als 
Preisregulatoren. Der italienische Landesausschuss 
der Konsumgenossenschaften ist unter dem Vorsitz von Herrn 
Fabbrici zusammengetreten, um die Entwicklung der Genos- 
senschaftsbewegung in den ostafrikanischen Kolonien zu prüfen, 
sowie die Lage, die sich für die Verbraucher aus den jüngsten 
Massnahmen der Regierung auf dem Gebiete der Währung er- 
gibt und aus denienigen, die von der faschistischen Partei im 
Hinblick auf die Preiskontrolle getroffen wurden. Der Aus- 
schuss hat alle Konsumgenossenschaften beauftragt, ein voll- 
ständiges Verzeichnis der Preise für alle ihre Waren, wie sie 
in Kraft sind, anzufertigen, wobei die Preise für Oktober nicht 
höher als diejenigen im September sein durften. Was die Ge- 
nossenschaften anbetrifft, die niedrige Preise anwenden, so 
werden diese bis zur Erschöpfung der bestehenden Vorräte 
aufrechterhalten. 

Die Konsumgenossenschaften und die genossenschaftlichen 
Grosshandelsorganisationen werden ihrem zwischensyndikalisti- 
schen Ausschuss alle Uebertretungen dieser Vorschriften mit- 
teilen. Sie werden über die Preise eine scharfe Kontrolle aus- 
üben. Ferner ist darauf hinzuweisen, dass die Genossen- 
schaften ebenfalls damit beauftragt sind, alle Massnahmen der 
Grosshändler zu verzeigen, die darauf hinzielen, entweder die 
Pıeise zu erhöhen oder Waren zu hamstern. 

Auf diese Weise haben sich die italienischen Konsum- 
genossenschaften der faschistischen Partei zur Verfügung ge- 
stellt, um sie in ihrer Aktion der Preiskontrolle zu unter- 
stützen und über die Anwendung aller Massnahmen zu wachen, 
die die Regierung zum Schutze der Verbraucher ergreift. Der 
faschistische Landesverband der Genossenschaften hat den 
landwirtschaftlichen Absatz- und Verwertungsgenossenschaften, 
wie den Genossenschaften der Fischer genaue Instruktionen 
erteilt, um die umfassende Anwendung aller obenerwähnten 
Massnahmen zu sichern. 


Kanada. Volkshochschulkurse über Genos- 
senschaftswesen in Saskatchewan. Zufolge des 
wachsenden Interesses für das Genossenschaftswesen in der 
Provinz hat die landwirtschaftliche Abteilung an der Univer- 
sität Saskatchewan Vorkehrungen für die Anstellung eines Vor- 
m über «Genossenschaftsprinzipien und -methoden» ge- 
trofien. 


Aus unserer Bewegung 


Aus unseren Verbandsvereinen: 


An Umsatzzahlen notieren wir: 


1936 1935 
Koblenz (Oktober/September) 93,400.— 86,600.— 
Möriken (Oktober/September . 218,800.— 218,600.-— 
Mürren (Oktober/September) . ; 72,600.— 73,500.-— 
Wohlen (Aarg.) (Oktober/Sept.) . °. 225,500.— 148,800.— 
Uster (November) 59,500.— 55,100. — 


Man beachte vor allem die nicht nur für die heutige Zeit 
der Kaufkraftverminderung grosser Bevölkerungsschichten äus- 
serst auffällige Umsatzzunahme, die die Konsumgenossenschaft 
Wohlen zu verzeichnen hat, und erinnere sich der Tatsache, 
dass es sich um die Genossenschaft handelt, die das inter- 
essante Rückvergütungsexperiment durchführte! Obschon die 
bereits früher mitgeteilten Erfahrungen der Genossenschaft mit 
ihrem Versuch allem Anschein nach auf kein allzu grosses 
Interesse stiessen, halten wir den neuen Erfolg nun doch für 
derart, dass es als eine Unterlassungssünde von unserer Seite 
anzusehen wäre, wenn wir nicht nachdrücklich darauf hin- 
wiesen. 

Jona vermeldet eine Erhöhung des Umsatzes seit dem 
letzten Rechnungsabschluss (30. Juni) um Fr. 14,000.—. 

Im Zusammenhang mit den Festtagen verabiolgen Biberist, 
Murgenthal, Netstal und Seitigen ihren bedürftigen, namentliciı 
den durch Arbeitslosigkeit betroffenen Mitgliedern Unter- 
stützungen in natura. Laufen lud sie auf den 28. Dezember zu 
einer Weihnachtsfeier ein. 

Die Konsumgenossenschaft Delsberg zählt unter ihren 3576 
Mitgliedern 1244, d.h. ein volles Drittel, die weniger als 
Fr. 200.— Bezüge aufzuweisen haben und deshalb nicht 
stimmberechtigt sind. Diese Erscheinung beschränkt sich 
keineswegs auf die Konsumgenossenschaft Delsberg, und wir 
führen sie hier auch nur deshalb im Zusammenhang mit dieser 
Genossenschaft an, weil sie selbst in einem Anhang zu ihrem 
Jahresbericht darauf aufmerksam macht. Aber gerade weil sie 
nicht einen Einzelfall darstellt, zeigt sie, was noch zu tun ist, 
um aus der grossen Zahl der «Auchmitglieder» wirkliche Ge- 
nossenschafter zu machen. he 


Biel. Neuwahlen. Nachdem der Genossenschaftsrat als 
oberste Behörde wieder gewählt war, konnte derselbe am 
19. Dezember 1936 zur konstituierenden Sitzung zusammen- 
treten. Dieselbe wurde durch das älteste Mitglied Wilhelm 
Leutwyler eröffnet. Gegen die Wahlen in den Genossenschafts- 
rat erfolgten keine Einsprachen. Als Präsident dieser Behörde 
wurde neu gewählt Herr Johann Kaeser, Buchhalter, als Vize- 
präsident Herr Leo Moll, als Beisitzer Frau Schait und die 
Herren Clömengon und E. Lüthi. Bei der Wahl des Ver- 
waltungsrates kam es zu einem kleinen Scharmützel, 
indem das Gewerkschaitskartell zwei bisherige Vertreter er- 
setzen wollte. Infolgedessen musste für die 6 Vertreter der 
Liste 1 ein Wahlgang stattfinden. Das Wahlresultat bestätigte 
aber die bisherigen 5 Vertreter und neu Frau Bodmer, die 
Präsidentin des konsumgenossenschaftlichen Frauenvereins, 
welche die höchste Stimmenzahl erreichte. Die drei bisherigen 
Vertreter der Liste 2 wurden ohne Gegenvorschlag bestätigt. 
Die Kontrollstelle besteht aus vier bisherigen Mitgliedern, und 
neu kommt hinzu Herr Ulrich Albrecht. 


Den ausscheidenden Behördemitgliedern wurden die ge- 
leisteten Dienste bestens verdankt, speziell dem bisherigen 
Präsidenten des Genossenschaftsrates, Herrn Otto Schnepf. 


Nachdem die Wahlgeschäfte erledigt waren, unterrichtete 
Herr Verwalter Walther die Behörde über den Geschäftsgang, 
speziell mit Rücksicht auf die Folgen der Abwertung. Die 
ersten Monate des laufenden Geschäftsiahres haben eine an- 
sehnliche Umsatzvermehrung gebracht, doch wird sich das 


Ergebnis infolge der Preisvorschriften eher ungünstiger ge- 
Damit waren die Verhandlungen erledigt. 


stalten. hw. 


Verwaltungskommission 


1. Unser Präsident der Verwaltungskommission, 
Herr Dr. Oskar Schär, und seine Familie, sind durch 
den Verlust ihres Schwiegersohnes schmerzlich 


heimgesucht worden. Der Schwiegersohn war Flie- 
gerhauptmann in der italienischen Armee in Tripolis 
und ist tödlich abgestürzt. 


No. I 


Die Verwaltungskommission und mit ihr gewiss 
alle Genossenschafter nehmen herzlichen Anteil an 
dem schweren Schicksalsschlage, der unsern ver- 
dienten, betagten Genossenschaftsführer und seine 
Familie auf die Weihnachtszeit hin betroffen hat. 

Die Behörden des Verbandes haben der Trauer- 
familie ihr herzliches Beileid aussprechen lassen. 


2. Letzten Samstag, den 26. Dezember, wurde 
den Verbandsvereinen der kleine rote Notiztaschen- 
kalender des V.S.K. zugesandt und zwar in der 
Zahl der stimmberechtigten Delegierten, die jedem 
Verein an der Delegiertenversammlung des Ver- 
bandes zustehen. 


3. Dem Genossenschaftlichen Seminar (Stiftung 
von Bernhard Jaeggi) sind überwiesen worden: 


Fr. 200.— von der Konsumgenossenschaft 
Papiermühle, 


» 100.— von der Konsumgenossenschaft Mei- 
ringen, 

» 100.— von der Konsumgenossenschaft 
Biberist, 

»  70.— von den Schülerinnen des Kurses 


zur theoretischen und praktischen 
Weiterbildung von Verkaufspersonal 
vom 30. August bis 19. Dez. 1936. 
500.— von Ungenannt, 
» 150.— von Ungenannt. 


Diese Vergabungen werden bestens verdankt. 


Sitzungstage der Behörden des V.$.K. und der 
Zweckgenossenschaften im Jahre 1937 


Die Verwaltungskommission des V.S.K. hat die 
Sitzungen der Behörden des V.S.K. und der Zweck- 
genossenschaften im Jahre 1937 in folgender Weise 
festgesetzt: 


Freitag, 8. Januar 1937: 
Coop-Haus, Vorstand. 


Freitag, 15. Januar 1937: 
Coop-Haus, Generalversammlung. 


Sonntag, 17. Januar 1937: 
Versicherungsanstalt schweiz. Konsumvereine, 
Aufsichtsrat. 
Mittwoch, den 20. Januar 1937: 
Zigarrenfabrik Menziken, Verwaltungsrat. 


Donnerstag, den 21. Januar 1937: 
Genossenschaftliche Zentralbank, 
Verwaltungsrat. 


Sonntag, den 31. Januar 1937: 
Minoterie cooperative du L&man, Rivaz, 
Verwaltungsrat. 
Montag, 1. Februar 1937: 
Genossenschaft für Möbelvermittlung, 
Verwaltungsrat. 
Samstag, 6. Februar 1937: 
M.S.K., Aufsichtsrat. 
Sonntag, 7. Februar 1937: 
Schuh-Coop, Verwaltungsrat. 
M.E.S.K., Verwaltungsrat. 
Donnerstag, Freitag und Samstag, den 11., 12. und 
13. Februar 1937: 
Revisoren (Kontrollstelle) des V.S.K. 
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Samstag, 13. Februar 1937: 
Schweizerische Volksfürsorge, Verwaltungsrat. 


Montag, 15. Februar 1937: 
S.G.G., Verwaltungsrat. 


Freitag und Samstag, 19. und 20. Februar 1937: 
V.S.K.: Ausschuss des Aufsichtsrates. 


Sanmıstag und Sonntag, 20. und 21. Februar 1937: 
V.S.K., Aufsichtsrat. 


Sonntag, 21. Februar 1937: 
Versicherungsanstalt schweiz. Konsumvereine, 
Generalversammlung und Aufsichtsrat. 


Samstag, 27. Februar 1937: 
Zigarrenfabrik Menziken, Generalversammlung 
und Verwaltungsrat. 
Genossenschaftliche Zentralbank, Generalver- 
sammlung und Verwaltungsrat. 


Sonntag, 7. März 1937: 
Minoterie coop&rative du L&man, Rivaz, 
Generalversammlung und Verwaltungsrat. 
Sonntag, 14. März 1937: 
Schuh-Coop, Generalversammlung und 
Verwaltungsrat. 
M.E.S.K., Generalversammlung und 
Verwaltungsrat. 


Samstag, 20. März 1937: 
S.G.G., Generalversammlung und 
Verwaltungsrat. 
Genossenschaft für Möbelvermittlung, General- 
versammlung und Verwaltungsrat. 


Samstag, 3. April 1937: 
Schweiz. Volksfürsorge, Generalversammlung 
und Verwaltungsrat. 


Sonntag, 4. April 1937: 
M.S.K., Generalversammlung und Aufsichtsrat. 


Sonntag, 18. und 25. April, 2. und 9. Mai 1937: 
Kreiskonferenzen. 


Samstag, 29. Mai 1937: 
V.S.K.: Ausschuss des Aufsichtsrates. 


Samstag und Sonntag, 29. und 30. Mai 1937: 
V.S.K. Aufsichtsrat. 


Samstag und Sonntag, 19. und 20. Juni 1937: 
V.S.K., Delegiertenversammlung, Aufsichtsrat, 
in Interlaken. 


Samstag, 3. Juli 1937: 
Internationaler Genossenschaftstag. 


Samstag, 25. September 1937: 
V.S.K.: Ausschuss des Aufsichtsrates. 


Samstag und Sonntag, 25. und 26. September 1937: 
V.S.K., Aufsichtsrat. 


Sonntag, 3., 10., 17. und 24. Oktober 1937: 
Kreiskonierenzen. 


Samstag, 16. Oktober 1937: 
M.S.K., Aufsichtsrat. 


Samstag, 11. Dezember 1937: 
V.S.K.: Ausschuss des Aufsichtsrates. 


Samstag und Sonntag, 11. und 12. Dezember 1937: 
V.S.K., Aufsıchtsrat. 
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Zuteilung des Gratis-Inseratenraumes 
der Volksblätter. 


Die Verwaltuneskommission beschloss, die Zu- 
teilung des Gratisinseratenraumes auf der dritten 
und vierten Seite im «Genossenschaftlichen Volks- 
blatt», «La Coop6ration» und «La Cooperazione» 
nzu zu ordnen. 

Die letzte und bis zum 31. Dezember 1936 sül- 
tire Anordnung wurde auf 1. Januar 1924 in der 
Weise getroffen. dass die Bemessung des verfüg- 
baren Gratisraumes nicht nur nach Mitglieder- bzw. 
Abonnentenzahl der Vereine, sondern auch nach der 
Höhe des Güterbezuges beim V.S.K. im Verhältnis 
zum Gesamtumsatz des Vereins (130%, 31—060% 
über 60%) zu erfolgen hat. 

Durch die Annahme der Bezugspflicht, die in 
den Statuten des V.S.K. verankert ist, kann nun- 
mehr die prozentuale Berechnung des Güterbezuges 
im Verhältnis zum (Gesamtumsatz in Wegfall 
kommen. 

Daseegen soll ausser dem Grundanspruch nach 
der Abonnentenzahl noch ein Zuschlag auf Grund 
des jährlichen Güterbezuges beim V.S.K. in An- 
rechnung gelangen. Als Umsatz mit dem V.S.K. 
eilt der jeweilige Güterbezug im verilossenen Kalen- 
derjahr, für die Berechnung des Gratisinseraten- 
raumes pro 1937 also derienige pro 1936 gemäss 
den Umsatztabellen im Jahresbericht des V.S.K. 

Die Zuteilung des Gratisinseratenraumes erfolgt 
somit nach folgendem Schema: 


Vereine mit Grundanspruch 
Abonnenten auf Seite 
1— ' 250 85 
251— 500 IR 
501— 750 1 
751— 1000 any 
1001— 2500 0 
2501 5000 dr 
500 1— 10,000 alas 
über 10,000 20/2, 


Zuschlag unter Berücksichtigung des Waren- 
bezuges beim V.S.K.: 


1 100,000 Franken /,, Seite 
100,001— 250,000 » fu 8 
250,001— 500,000 » 7 
500,001— 750,000 03 
750,001—1,000,000 » 197.24 
über  1,000,000 > 1s[,, 


Gestützt auf obigen Beschluss und das vor- 
stehende Schema, wird ieder Verein ohne weiteres 
den ihm zukommenden Gratisinseratenraum ermit- 
teln können. Allfällige Anfragen sind an die Abtei- 
lunz Administration der Verbandsblätter des III. De- 
partements zu richten. 
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chreibstube für Stellenlose, Basel: Bericht pro 1935. 11 S. 
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Schweizer Verband Volksdienst: Bericht pro 1935. 32 S. 

Schweizerische Treuhandgesellschaft: Bericht pro 1935. 10 S. 

Schweizerische Vereinigung für Sozialpolitik: Bericht pro 1935. 
45 

Schweizerisches Bauernsekretariat: Bericht des leitenden Aus- 
schusses des Schweizerischen Bauernverbandes und des 
Schweizerischen Bauernsekretariates pro 1935. Brugg, 144 S. 

— Die Freizonen von Hochsavoyen und der Landschaft Gex. 
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Seminar für Genossenschaftswesen an der Martin Luther- 

Universität Halle-Wittenberg: Das Seminar für Genossen- 
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tenberg 1911—1936. 15 S. 


Arbeitsmarkt 


Angebot. 


Gesuch auf 15. Januar oder 1. Februar Depothalterinnen- 
stelle (ca. Fr. 70—80,000. Umsatz), eventuell auch als 
IH. Verkäuferin. Suchende hat das Genossenschaftliche Seminar 
besucht und 4 Jahre ein Depot geführt mit nachweisbarer Um- 
satzsteigerung (Lebensmittel, Tuch- und Merceriewaren, 
Schuhwaren, Haushaltungsartikel und Koniektion). Referenzen: 
Herr E. Baltzer, Revisor des V.S.K. Offerten erbeten unter 
Chiffre H. Y. 1 an den V.S.K., Basel 2. 


In Basel 


S 
S 


speist der Genossenschafter in den gemüt- 
lichen alkoholfreien Restaurants des Allge- 
meinen Consumvereins beider Basel. Menus 
von Fr. 1.70 an. 7 Reichhaltige Speisekarte. 


Gemütliche Aufenthaltsräume. 


POMERANZE 


Steinenvorstadt 24 - Gross - Basel 


ST. CLARA 


Ecke Clarastrasse/Hammerstrasse , Klein - Basel 


